 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/6100455/2025

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht erkennt durch den Richter Mag. David Hell, LL.B. LL.M. in der
Beschwerdesache ***Bf1***, ***Bf1-Adr***, vertreten durch WTSB Steuerberatungs GmbH,
Loferer BundesstralRe 5, 5700 Zell am See, Uber die Beschwerde vom 2. Dezember 2024 gegen
den Bescheid des Finanzamtes Osterreich vom 31. Oktober 2024 betreffend Riickerstattung
eines Fixkostenzuschusses 800.000 gemaR § 15 Abs. 2 COFAG-NoAG, Steuernummer
***BF1StNr1***, zu Recht:

I. Der Beschwerde wird teilweise Folge gegeben und der angefochtene Bescheid dahingehend
abgeandert, dass der riickzuerstattende Betrag mit 180.021,07 Euro festgesetzt wird.

Die Bemessungsgrundlagen sind Abschnitt 4.5. dieses Erkenntnisses zu entnehmen und bilden

einen integralen Bestandteil des Spruches dieses Erkenntnisses.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) zuldssig.

Entscheidungsgriinde

1. Verfahrensgang und Parteienvorbringen

Nach einer AuBenprifung erliel die belangte Behorde den angefochtenen Bescheid vom
31.10.2024, mit welchem sie gemaR § 15 Abs. 2 COFAG-NoAG den zuvor von der COFAG
geleisteten Fixkostenzuschuss 800.000 (Gesamtbetrag: 509.359,40 €) im Ausmal’ von
228.664,90 € zurickforderte. Begriindend fiihrte die Behorde zusammengefasst aus, die
geltend gemachte Férderung stehe der beschwerdefiihrenden Partei (bfP) insoweit nicht zu,
als sie ,,Personalaufwendungen, die unabhdngig von der Auslastung anfallen” (Aufwendungen
fir den Mindestbetrieb) geltend gemacht habe, da die bfP ihren Personalstand nicht auf das
fir die Vermeidung einer voriibergehenden Schlieffung unbedingt erforderliche MindestmaR
reduziert habe und auch nicht von einer Verlustsituation ausgegangen werden kénne, welche
die Forderung der Personalaufwendungen fiir einen Mindestbetrieb rechtfertigen wiirde.
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Gegen diesen Bescheid erhob die bfP am 2.12.2024 rechtzeitig Beschwerde. Darin fiihrte sie
zusammengefasst aus, die Forderung, deren Riickerstattung die belangte Behérde nunmehr
fordere, seivon der COFAG antragsgemal und ohne Kiirzung ausbezahlt worden und bereits
Gegenstand eines Prifungsverfahrens im Auftrag der COFAG gewesen; es liege ein Versto3
gegen das Wiederholungspriifungsverbot des § 148 Abs. 3 BAO vor; es liege kein Wieder-
aufnahmegrund im Sine des § 303 BAO vor; durch die nunmehrige abweichende Beurteilung
sei einimmenser Vertrauensschaden entstanden, weshalb der Grundsatz von Treu und
Glauben im Rahmen der Ermessensiibung der Riickforderung entgegenstehe; in materieller
Hinsicht liege sehr wohl ein Mindestbetrieb vor, da die bfP den Personalaufwand durch
Kurzarbeit deutlich reduziert und eine Verlustsituation vorgelegen habe; es sei bei der
Beurteilung, ob ein Mindestbetrieb vorliegt, nicht auf die Anzahl der Mitarbeiter, sondern das
Ausmald ihrer Aktivitat abzustellen; die bfP habe ihren Shop gedffnet gehalten und weiterhin
jene Kunden beliefert, welche nicht von einem behordlichen Betretungsverbot betroffen

waren; bei BetriebsschlieRBung hatte die bfP diese Kunden fir immer verloren.

Am 23.4.2025 brachte die bfP eine Beschwerdeergdnzung ein, in welcher sie erganzend
zusammengefasst ausfihrte, die Begrindung des angefochtenen Bescheides sei mangelhaft;
ihr sei zu Unrecht die Akteneinsicht in das im Auftrag der COFAG erstellte Gutachten des
Finanzamtes verweigert worden; ferner machte die bfP geltend, dass § 15 Abs. 2 COFAG-NoAG
aus naher ausgefiihrten Griinden verfassungswidrig sei.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 27.8.2025 wies die belangte Behorde die Beschwerde
als unbegriindet ab. Begriindend fiihrte sie zusammengefasst aus, der Gesetzgeber habe
keinesfalls eine iberschieBende oder doppelte Forderung beabsichtigt, die Kurzarbeit sei
jedoch bereits anderweitig gefordert worden; es sei weder eine Wiederholungsprifung noch
eine Wiederaufnahme des Verfahrens durchgefiihrt worden; die Riickforderung liege nicht im
Ermessen der Behorde; die Akteneinsicht in das Gutachten sei zu Recht verweigert worden,
sein Inhalt sei aber ohnehin mit der bfP besprochen worden, weshalb keine Missachtung des
Parteiengehors vorliege; die Behdrde habe ihre Pflicht zur Sachverhaltsermittlung erflillt,
vielmehr habe die bfP ihre Auskunftsersuchen nicht vollstandig beantwortet. Zum Mindest-
betrieb flihrte die Behorde aus, dafiir seien die folgenden Kriterien kumulativ zu erfiillen;
bereits die Verletzung eines Kriteriums wiirde die Streichung der angesetzten Personal-
aufwendungen fir den Mindestbetrieb nach sich ziehen:

» Personalaufwand unabhéngig von der Auslastung und in unbedingt erforderlichem AusmaR,
» fur Kunden/Géste tatsachlich geodffnet,

» Lohnnebenkosten herausgelost,

» branchentbliche Kernaufgaben,

» deutliche Reduktion des Personalaufwands im Vergleich zu Normalbetrieb,

> deutliche Verlustsituation.
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Die Behorde stiitzte sichinihrer Beschwerdevorentscheidung im Wesentlichen darauf, dass
keine deutliche Reduktion des Personalaufwandes im Vergleich zum Normalbetrieb vorgelegen
habe; es sei dabei weder dem Kriterium ,,Anzahl der Mitarbeiter” noch dem Kriterium ,, Ausmaf}
der Aktivitat” der Vorrang vor dem anderen einzurdumen, vielmehr sei auf das Gesamtbild der
tatsachlichen Verhaltnisse abzustellen; die Mitarbeiteranzahl habe sich kaum verandert, das
AusmalR der Aktivitat seilediglich in drei von sieben Monaten reduziert gewesen, die
Personalaufwendungen lediglich in zwei Monaten; insgesamt liege somit keine deutliche
Reduktion des Personalaufwandes im Vergleich zum Normalbetrieb, sondern ein (umsatz-
reduzierter) Normalbetrieb vor, welcher die Geltendmachung von Personalaufwendungen fir

einen Mindestbetrieb ausschlielle.

Am 15.9.2025 brachte die bfP einen Vorlageantrag ohne neues Vorbringen ein. Am 28.10.2025
legte die belangte Behorde die Beschwerde samt Akt und Vorlagebericht dem Bundesfinanz-
gericht zur Entscheidung vor. Dabei beantragte sie die Abweisung der Beschwerde, wobei sie
begriindend auf die Beschwerdevorentscheidung verwies und erganzte, dass sichauchim
Sinne der FAQ zum Fixkostenzuschuss 800.000, welche Vertragsbestandteil geworden seien,
kein Mindestbetrieb, sondern lediglich ein umsatzreduzierter Normalbetrieb vorgelegen habe.

Mit Schreiben vom 15.4.2026 (ibermittelte das Gericht der bfP das Gutachten der belangten
Behorde fir die COFAG vom 8.2.2022, dessen Vorenthaltung die bfP in ihrer Beschwerde-
erganzung als rechtswidrig beanstandet hatte, zur Stellungnahme. Mit Schreiben vom 5.5.2026
flhrte die bfP dazu aus, dem Gutachten sei keine umfangreiche rechtliche Wirdigung
hinsichtlich der Fixkosten betreffend den Mindestbetrieb zu entnehmen; es gehe jedoch
daraus hervor, dass sich die Behorde als Gutachter mit der Verlustsituation auseinandergesetzt
habe; damals sei diese positiv (im Sinne der bfP) beurteilt worden.

Mit Schreiben vom 6.5.2026 teilte das Gericht den Parteien die Eckpunkte seiner Rechtsansicht
sowie die zugrundeliegenden Sachverhaltselemente mit. Die Parteien gaben dazu keine
Stellungnahmen ab.

2. Sachverhalt

Die bfP betreibt einen GetrankegroBhandel in Rechtsform einer Gesellschaft mit beschrankter
Haftung. Am 31.3.2021 beantragte sie bei der COFAG die 1. Tranche des ,,Fixkostenzuschuss
800.000" in Hohe von 297.613,31 €, welche am 5.5.2025 antragsgemaR ausbezahlt wurde. Am
14.12.2021 beantragte die bfP die Auszahlung der 2. Tranche.

Nach diesem zweiten Antrag beauftragte die COFAG das Finanzamt Osterreich am 24.1.2022
mit der Erstellung eines Gutachtens. Die Gutachterin des Finanzamtes legte in ihrem Gutachten
vom 8.2.2022 dar, dass die Angaben der bfP insgesamt plausibel seien; die Abweichungen
gegeniiber dem Antrag fiir die 1. Tranche seien dadurch entstanden, dass ein anderer Zeitraum
beantragt worden sei, die verdorbenen Waren in der 1. Tranche nur geschatzt worden seien,
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Personalkosten erst bei der 2. Tranche beantragt worden seien und die Fixkosten bei der 1.

Tranche teilweise geschatzt worden seien.

Daraufhin zahlte die COFAG den nach Verrechnung mit der 1. Tranche und weiteren

Vorschiissen verbleibenden Restbetrag des Fixkostenzuschusses 800.000 in Héhe von

151.746,09 € an die bfP aus, womit insgesamt ein Fixkostenzuschuss 800.000 in Hohe von
509.359,40 € an die bfP geleistet wurde.

Als Betrachtungszeitraum fiir den Fixkostenzuschuss 800.000 wahlte die bfP die Monate
09-10/2020, 01-03/2021 und 05-06/2021. Den Vergleichszeitraum bilden dieselben Monate
des Jahres 2019. Das Verkaufslokal der bfP war wahrend des gesamten Betrachtungszeitraums

fir Kunden geodffnet. In den Monaten Janner bis Marz 2021 wurde Kurzarbeit geleistet, woflr

die bfP auch entsprechende Beihilfen der 6ffentlichen Hand bezogen hatte.

Die bfP berechnete die von ihnen unter dem Titel ,, Personalkosten unabhéngig von der

Auslastung” geltend gemachten Kosten (= die strittigen Kosten fiir den ,Mindestbetrieb”)

folgendermaRen:

Berechnung fiir Antrag September Oktober Janner  Februar Marz Mai Juni | Summe
Brutto-Personalaufwand 85.628,37 7432294 60218,79 59.53504 73.179,05 70.63454 14287848 | 566.397,21
abzgl. Geschaftsfuhrer-Gehalt |- 595000 - 6.950,00 - 6950,00 - 6.950,00 - 6.950,00 - 6.950,00 - 6.950,00 |- 48.650,00
abzgl. Kurzarbeitsbeihilfe -34.315,51 -50.646,79 -20.796,88 -105.759,18
abzgl. 2 Monat - 39.339,19 - 67.964,24 [-107.303,43
Summe 39.339,19 67.372,94 18.953,28 1.938,25 45.432,17 63.684,54 67.964,24 | 304.684,61
geltend gemachte Kosten 39.339,19 67.372,94 18.953,28 45.432,17 63.684,54 67.964,24 | 302.746,36

Der Mitarbeiterstand (nach Képfen und in Vollzeitdquivalenten), die geleisteten Stunden sowie

der Personalaufwand entwickelten sich im Vergleichs- und Betrachtungszeitraum wie folgt:

Mitarbeiterstand September Oktober Janner Februar Marz Mai Juni 2]
Betrachtungszeitraum 30,00 31,00 31,00 31,00 31,00 30,00 31,00 30,71
Vergleichszeitraum 31,00 30,00 32,00 31,00 31,00 31,00 31,00 31,00
BetrZR in % des VerglZR 96,77%  103,33% 96,88% 100,00% 100,00% 96,77% 100,00% 99,11%
Vollzeitdquivalente September Oktober Janner Februar Marz Mai Juni @
Betrachtungszeitraum 27,75 28,75 28,75 28,75 28,00 27,00 28,00 28,14
Vergleichszeitraum 28,75 27,75 29,50 28,50 28,50 27,75 28,50 28,46
BetrZR in % des VerglZR| 96,52%  103,60% 97,46% 100,88% 98,25% 97,30% 98,25% 98,89%
geleistete Stunden September Oktober Jdnner Februar Marz Mai Juni @
Betrachtungszeitraum 1.708,10 1.807,40 521,70 281,50 300,30 1.712,60 2.077,50 1.201,30
Vergleichszeitraum 1.867,00 1.964,40 3.326,20 2.597,80 2.507,70 1.680,90 2.226,50 2.310,07
BetrZR in % des VerglZR| 91,49% 92,01% 15,68% 10,84% 11,98%  101,8%% 93,31% 59,60%
Personalaufwand September Oktober Janner Februar Marz Mai Juni @
Betrachtungszeitraum 106.644,90 95.695,98 81.261,58 80.376,78 97.125,08 950.950,43 184.324,68 | 105.197,63
Vergleichszeitraum 109.685,51 98.752,94 124.610,54 105.030,99 103.004,61 90.745,25 177.723,35 | 115.650,46
BetrZR in % des VerglZR| 97,23% 96,91% 65,21% 76,53% 94,29%  100,23% 103,71% 90,59%
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Zu den Kunden der bfP zdhlen vor allem Gastwirte und Beherbergungsbetriebe ***im
Bundesland X***. Diese Branchen waren im Zeitraum von November 2020 bis Mitte Mai 2021

von einem weitgehenden behdrdlichen Betretungsverbot betroffen.

3. Beweiswiirdigung

Die Feststellungen zu den Antragen und Auszahlungen der COFAG sowie dem Gutachten
ergeben sich unmittelbar aus den von der belangten Behorde vorgelegten Ausziigen aus dem
,COFAG-Férdermanager” und dem Gutachten des Finanzamtes Osterreich vom 8.2.2022.

Die Berechnung der unter dem Titel ,, Personalkosten unabhéngig von der Auslastung” geltend
gemachten Kosten wurde von der bfP vorgelegt und ist auch schlissig — mit der MaRgabe, dass
die dort angegebenen Betrage flir September 2020 und Juni 2021 exakt den Zweifachen der
letztendlich beantragten Betrdge entsprechen, woraus das Gericht schlieRt, dass die bfP vor
der Antragstellung die errechneten Betrage fiir diese Monate halbiert hat, was hinsichtlich des
Monats September 2020 nachvollziehbar ist (weil nur der halbe September zum Betrachtungs-
zeitraum des Fixkostenzuschusses 800.000 zahlt), hinsichtlich des Monats Juni 2021 jedoch
ratselhaft bleibt. Aus derselben Berechnung ergibt sich auch, dass Kurzarbeit geleistet wurde
und in welchem Umfang die bfP Kurzarbeitsbeihilfen bezogen hatte.

Die festgestellten Zahlen betreffend Mitarbeiterstand (nach Képfen und in Vollzeit-
dquivalenten), tatsachlich geleistete Arbeitsstunden sowie Personalaufwand sind der
Vorhaltsbeantwortung der bfP vom 24.7.2025 entnommen. Die belangte Behorde hat die
Richtigkeit dieser Zahlen nicht in Frage gestellt. Die festgestellten Arbeitsstunden stimmen
zudem mit den von der bfP vorgelegten Arbeitszeitaufzeichnungen Uberein.

Dass das Verkaufslokal der bfP wahrend des gesamten Betrachtungszeitraums fiir Kunden
geoffnet war, hat die belangte Behorde ausdriicklich nicht bestritten, weshalb sich auch das
Gericht nicht veranlasst sieht, an diesem Umstand zu zweifeln. Die Feststellungen zum
Kundenkreis der bfP griinden auf ihren eigenen Angaben sowie dem Urteil des Landesgerichtes
*¥*¥XLG-Ort*** betreffend die bfP vom Marz 2023, ***Gz.***, Dass dieser Kundenkreis im
Zeitraum von November 2020 bis Mitte Mai 2021 von einem weitgehenden behérdlichen
Betretungsverbot betroffen war, ist gerichtsnotorisch und ergibt sich tiberdies aus den in

diesem Zeitraum geltenden COVID-19-SchutzmaBnahmenverordnungen.

Den Feststellungen entgegenstehende Beweisergebnisse liegen nicht vor. Von beiden Parteien
wurden keine Einwendungen gegen die Eckpunkte des festgestellten Sachverhaltes erhoben,
die das Gericht den Parteien mit Schreiben vom 6.5.2026 (insbesondere unter den Punkten 5, 6
und 9 dieses Schreibens) mitgeteilt hatte. Insgesamt konnte das Gericht den festgestellten
Sachverhalt daher ohne Bedenken seiner Entscheidung zugrunde legen.
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4. Rechtliche Beurteilung

4.1. Keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen das COFAG-NoAG

Eingangs hadlt das erkennende Gericht fest, dass es die von der bfP in der Beschwerde-
erganzung vom 23.4.2025 vorgetragenen verfassungsrechtlichen Bedenken gegen das
COFAG-NOAG insbesondere aus nachstehenden Griinden nicht teilt:

Die Bestimmungen des COFAG-NoAG dienen dem Zweck, zu Unrecht bezogene Beihilfen
zurlickzufordern. Die Riickforderung von zu Unrecht bezogenen Beihilfenist nach Ansicht des
erkennenden Gerichtes vor dem Hintergrund des verfassungsrechtlichen Gleichheitssatzes
geradezu geboten, zumal Personen, welche zu Unrecht Beihilfen bezogen haben, ansonsten
gegenlber jenen, welchen bei korrekter Anwendung der Forderbestimmungen geringere oder
gar keine Beihilfen zustanden, ohne sachliche Rechtfertigung im Vorteil waren.

Dass die Rickforderung gemaR § 15 COFAG-NoAG dem Gesetzeswortlaut nach lediglich auf das
objektive Kriterium einer zu Unrecht bezogenen Beihilfe abstellt und nicht im Ermessen der
Abgabenbehdrde liegt, stellt zwar einen Unterschied zu ahnlichen MalRnahmen der
Abgabenbehdrde in Bezug auf andere Abgaben dar (z.B. zu einer Wiederaufnahme eines
Umsatzsteuerverfahrens gemafd § 303 BAO zur Rickforderung von zu Unrecht geltend
gemachten Vorsteuern), doch kann das Gericht darin keine in die Verfassungssphare hinein
reichende unsachliche Ungleichbehandlung erkennen, zumal die Riickforderung von zu
Unrecht gewahrten Beihilfen auch unionsrechtlich, namlich vor dem Hintergrund des
Beihilfenrechts der Europaischen Union, geboten sein kann. Zudem wiirde es im vorliegenden
Fall nicht zu einem anderen Ergebnis fihren, wenn die Riickforderung tatsachlich im Ermessen
der Behorde lage: Aufgrund der Hohe des Riickforderungsbetrages lberwiegen im
vorliegenden Fall namlich klar die Interessen der 6ffentlichen Hand (= das Kriterium der
»2ZweckmdfSigkeit” im Sinne des § 20 BAO) das Interesse der bfP, beispielsweise aus
Vertrauensschutzerwagungen nicht zur Rickerstattung verpflichtet zu werden (vgl. BFG
13.5.2026, RV/6100387/2025).

Ob eine bestimmte Materie in das Zivilrecht oder das &ffentliche Recht (und somit die
Vollzugskompetenz entweder der ordentlichen Gerichte oder der Verwaltungsbehorden)
verwiesen wird, ist grundsatzlich dem rechtspolitischen Gestaltungsspielraum des einfachen
Gesetzgebers Uberlassen, solange dadurch nicht einer der beiden Vollzugsbereiche weitgehe nd
seiner Kompetenzen beraubt wird (VfGH 22.6.1963, B 352/62; 18.12.1972, G 34/72;
Fasching/Konecny, Zivilprozessgesetze, § 1JN Rz 4). Im Rahmen dieser Grenze steht es dem
Gesetzgeber daher auch frei, eine Materie vom einem Vollzugsbereich in den anderen zu
Ubertragen. Dies ist hier dadurch geschehen, dass Riickerstattungsanspriiche aufgrund zu
Unrecht empfangener Forderung aus Anlass der COVID-19-Pandemie, (iber die bis 31.7.2024
die ordentlichen Gerichte zu erkennen hatten, nun durch die Finanzamter erhoben werden.
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Insofern bestehen auch aus diesem Blickwinkel fiir das Bundesfinanzgericht keine
verfassungsrechtlichen Bedenken (vgl. BFG 2.4.2026, RV/2100134/2025).

Das Vorbringen der bfP, wonach § 15 Abs. 2 COFAG-NoAG der Abgabenbehorde faktisch eine
(nach Ansicht der bfP verfassungswidrige) autonome Entscheidung liber Fordermittel ohne
gerichtliche Kontrolle Ubertrage und kein strukturierter Rechtsmittelmechanismus bestehe,
entzieht sich einer ernsthaften Auseinandersetzung; schlieBlich hat die bfP selbst das hiezu
berufene Bundesfinanzgericht zur Kontrolle des angefochtenen Bescheides angerufen. Der von
der bfP geltend gemachte Verstol} gegen das Prinzip der Gewaltenteilung ist fiir das Gericht
nicht nachvollziehbar. Die Zustandigkeit eines Verwaltungsgerichts, welches erst zustandig
wird, nachdem eine Abgabenbehorde —auf Grundlage der geltenden Gesetze — einen Bescheid
erlassen hat, anstelle der Zustdndigkeit eines Zivilgerichts stellt keinen erkennbaren (klaren)
Nachteil fur die bfP dar; allenfalls unterschiedliche Regelungen zum Kostenersatz kénnen sich
etwa je nach Ausgang des Verfahrens entweder zu Gunsten oder zu Lasten der bfP auswirken.

Im Ubrigen ist die bfP auf ihr Recht zu verweisen, ihre verfassungsrechtlichen Bedenken zum
Gegenstand einer Beschwerde an den Verfassungsgerichtshof zu erheben.

4.2. Grundsatzliches zum Riickerstattungsanspruch

Gemadl § 13 COFAG-NOAG iVm § 15 Abs. 1Z 1 COFAG-NoAG entstand am 1.8.2024 ein
offentlich-rechtlicher Riickerstattungsanspruch gegeniiber der bfP, soweit diese zu Unrecht
Lfinanzielle Leistungen” erhalten hat. Aufgrund der Systematik und des offenkundigen Zwecks
des COFAG-NoAG missen mit dem Begriff ,,finanzielle Leistungen® in § 13 COFAG-NoAG
Geldleistungen auf Grundlage der in § 2 Abs. 9 COFAG-NOAG aufgezahlten Verordnungen

gemeint sein.

Das Entstehen eines offentlich-rechtlichen Riickerstattungsanspruches ist nach Ansicht des
Gerichtes abschliefend in den §§ 13 ff COFAG-NoAG geregelt. Diese Bestimmungen sehen
nicht die Umwandlung eines privatrechtlichen in einen o6ffentlich-rechtlichen Anspruch vor.
Vielmehr entstand ein solcher Anspruch nach § 13 COFAG-NoAG iVm § 15 Abs. 1Z 1 COFAG-
NoAG am 1.8.2024 neu, sofern § 18 Abs. 1 COFAG-NoAG nicht im Einzelfall entgegensteht.
Wenn ein 6ffentlich-rechtlicher Riickerstattungsanspruch entstanden ist, erlosch gemalRl § 18
Abs. 2 COFAG-NoAG insoweit der vormalige privatrechtliche Anspruch. Darliber hinaus besteht
aber kein Zusammenhang zwischen dem vormaligen privatrechtlichen Anspruch der COFAG
und dem nunmehrigen offentlich-rechtlichem Rickerstattungsanspruch des Bundes (vgl. dazu
ausfuhrlich BFG 20.3.2025, RV/3100034/2025, Abschnitt 4.3.).

Die im vorliegenden Fall einschldgige Bestimmung des § 14 Abs. 2 Z 1 COFAG-NoAG
konkretisiert die Hohe des Riickerstattungsanspruchs dahingehend, dass dieserin Hohe des

Differenzbetrages zwischen dem Auszahlungsbetrag und jenem Betrag, der aufgrund des
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verwirklichten Sachverhalts und der fiir den Fordervertrag maRgeblichen Verordnungen
(§ 2 Abs. 9 COFAG-N0OAG) zugestanden ware, besteht.

Das gegenstandliche Verfahren hat eine Riickforderung eines ,, Fixkostenzuschusses 800.000"
zum Gegenstand. Die hierfir relevante Verordnung ist die Verordnung des Bundesministers fir
Finanzen gemal § 3b Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes betreffend Richtlinien tber die Gewdhrung
eines begrenzten Fixkostenzuschusses bis EUR 800.000 durch die COVID-19 Finanzierungs-
agentur des Bundes GmbH (COFAG), BGBI. 11497/2020 idgF (§ 2 Abs. 9 Z5 COFAG-NOAG).

Die im Anhang zu dieser Verordnung enthaltenen Richtlinien (in der Folge: RL FKZ 800.000)
regeln im Detail, welchen Unternehmen in welcher Hohe der Zuschuss zusteht. Diese
Richtlinien sind rechtlich verbindlich, da sie einen integralen Bestandteil der Verordnung
bilden. Die vom BMF veroffentlichten ,,Fragen und Antworten zum Fixkostenzuschuss 800.000
(FAQ) stellen hingegen keine Rechtsquelle, sondern lediglich Auslegungsbehelfe zu den oben
angefliihrten Verordnungen dar. Ob die FAQ Vertragsbestandteil der zivilrechtlichen
Fordervertrage mit der COFAG waren oder nicht, ist vor dem Hintergrund der vom Gericht
vertretenen grundsatzlichen Unabhangigkeit des offentlich-rechtlichen Riickerstattungs-
anspruches vom vormaligen privatrechtlichen Anspruch der COFAG irrelevant. Selbst wenn sie
Vertragsbestandteil waren, kommt es ndamlich nach dem klaren Wortlaut des § 14 Abs.2 71
COFAG-NoAG nicht darauf an, welche Rechte dem Férderungsempfanger aufgrund des
Fordervertrages zustanden, sondern ausschlieRlich darauf, welche Rechte dem Forderungs -
empfanger aufgrund , des verwirklichten Sachverhalts und der fiir den Férdervertrag
mafgeblichen Verordnungen” zugestanden waren. Den FAQ konnte daher im Verfahren
betreffend Riickerstattungsanspriiche gemalR §§ 13 ff COFAG-NoAG nur dann Rechts-
verbindlichkeit zukommen, wenn dies in der jeweiligen Verordnung vorgesehen ware.
Allerdings ist dies in der einschldgigen Verordnung nicht der Fall, weshalb die FAQ nicht als
rechtsverbindlich, sondern nur als Auslegungsbehelf angesehen werden kénnen.

Aufgrund § 14 Abs. 1 letzter Satz COFAG-NoAG, wonach der Riickerstattungsanspruch als
Abgabe im Sinne des § 3 Abs. 1 BAO gilt, ist die BAO im Verfahren (iber den 6ffentlich-
rechtlichen Riickerstattungsanspruch grundsatzlich anwendbar. Allerdings handelt es sich bei
der Festsetzung der Riickerstattung weder um eine Festsetzung von Selbstbemessungsabgaben
im Sinne des § 201 Abs. 2 Z 3 BAO (unter sinngemafer Anwendung der Bestimmungen Uber die
Wiederaufnahme des Verfahrens) noch um einen unmittelbaren Anwendungsfall der
Wiederaufnahme des Verfahrens gemaR § 303 BAO. Vielmehr ist die Festsetzung der
Rickerstattung abschlieBend § 15 COFAG-NoAG geregelt. Diese Bestimmung stellt eine

lex specialis zu den anderen Vorschriften der BAO liber die Festsetzung von Abgaben dar.

Insbesondere normiert § 15 Abs. 2 COFAG-NOAG: , Die Riickerstattung ist vom zusténdigen
Finanzamt mit Bescheid festzusetzen, wenn der Riickerstattungsanspruch die in den
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einschldgigen Verordnungen (§ 2 Abs. 9) enthaltenen Betragsgrenzen fiir die Riickforderung
libersteigt.”

Diese Bestimmung nennt als einzige Voraussetzung fir eine Festsetzung der Riickerstattung,
dass die Rickforderung bestimmte Betragsgrenzen Ubersteigt. Wenn diese Voraussetzung
zutrifft, liegt die Erlassung eines Riickerstattungsbescheides nichtim Ermessen der Behorde
(,Die Riickerstattung ist [...] festzusetzen, wenn [...]“). Das Vorliegen eines Wiederaufnahme-
grundes im Sinne des § 303 Abs. 1 BAO ist keine tatbestandsmaRige Voraussetzung fir die
Erlassung eines Riickerstattungsbescheides. Vielmehr hat die Behérde immer dann einen
solchen zu erlassen, wenn in objektiver Hinsicht, ein Vertragspartner zu Unrecht finanzielle
Leistungen erhalten hat” (§ 13 COFAG-NoAG) und — ebenfalls allein in objektiver Hinsicht —ein
Differenzbetrag im Sinne des § 14 Abs. 2 COFAG-NoAG vorliegt, welcher die Betragsgrenze der
jeweiligen Verordnung Ubersteigt. Es ist daher in weiterer Folge zu priifen, ob diese
Tatbestandsmerkmale im vorliegenden Fall erfillt sind.

Das Vorbringen der bfP, wonach die belangte Behorde eine unzuldssige Wiederholungspriifung
im Sinne des § 148 Abs. 3 BAO durchgefiihrt haben soll, ist nicht nachvollziehbar. Ein Versto8
gegen dieses Verbot liegt vor, wenn ein- und dieselbe Abgabe bereits Gegenstand eines
friiheren Prifungsauftrages im Sinne des § 148 BAO war (vgl. VwWGH 21.12.2000,
2000/16/0303). Der auf § 6 Abs. 2 CFPG gestutzte Prifungsauftrag vom 22.12.2022
(unterfertigt am 27.12.2022) und der , Auftrag zur Erstellung eines (Ergédnzungs-)Gutachtens”
vom 25.1.2022 (unterfertigt am 27.1.2022) weisen das Erscheinungsbild eines Priifungs-
auftrages auf. Da zufolge § 2 Abs. 2 CFPG auf die Priifung von Férderungen nach diesem Gesetz
§ 143, § 144, § 146, § 146a, § 148 Abs. 1, 2,4 und 5, § 149, § 150 sowie § 153f BAO sinngemalR
anzuwenden sind, ist davon auszugehen, dass derartige Priifungs- bzw. Gutachtensauftrage
grundsatzlich wie Prifungsauftrage im Sinne des § 148 BAO zu behandeln sind.

Allerdings hat der Gesetzgeber die sinngemdf3e Anwendung der das Wiederholungsverbot
regelnden Bestimmung des § 148 Abs. 3 BAO ausgeschlossen, indem er diesen Absatz —
offensichtlich bewusst — nicht in den Katalog der sinngemafd anzuwendenden Bestimmungen
der BAO aufgenommen hat, weshalb Prifungs- bzw. Gutachtensauftrage nach dem CFPG nicht
gegen dieses Verbot verstoRRen kénnen.

Im Ubrigen wire selbst ein tatsdchlicher VerstoR gegen das Verbot einer Wiederholungs -
prifung an sich sanktionslos und bei der Wiederaufnahme nur im Rahmen der Ermessens-
Ubung zu berilcksichtigen (VWGH 20.6.1990, 86/13/0168; 14.5.1991, 90/14/0148; 24.9.1996,
94/13/0132; 26.11.1996, 92/14/0212; 19.10.1999, 98/14/0118). Bei der Rickforderung von zu
Unrecht bezogenen Beihilfen nach dem COFAG-NOAG ist jedoch wie erwahnt keine Ermessens-
Ubung vorgesehen, weshalb in diesem Zusammenhang selbst ein tatsachliches Verbot einer
Wiederholungsprifung keine Auswirkungen auf die Riickforderung haben kénnte.
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4.3. Einschlagige Forderrichtlinie und FAQ

Punkt 4.1.1. der RL FKZ 800.000 lautet auszugsweise:

,Fixkosten im Sinne dieser Richtlinien sind ausschliefSlich Aufwendungen aus einer operativen
inldndischen Geschdftstdtigkeit des Unternehmens, die unter einen oder mehrere der folgenden
Punkte fallen:

[...]

(m) Personalaufwendungen, die unabhdéngig von der Auslastung anfallen, in dem Ausmafs, in
dem sie unbedingt erforderlich sind, um einen Mindestbetrieb zu gewdhrleisten und eine
voriibergehende SchliefSung des Unternehmens zu vermeiden, wenn das Unternehmen in den
gemdifs Punkt 4.2.2 gewdhlten Betrachtungszeitrdumen fiir Kunden tatsdchlich geéffnet ist.
Lohnnebenkosten sind nicht vom Begriff der Personalaufwendungen erfasst. Staatliche
Zuschiisse im Zusammenhang mit Kurzarbeit sind in Abzug zu bringen, insoweit sie den geltend
gemachten Fixkosten zuzuordnen sind; [...]“

Gemal Punkt 3.2.4. der RL FKZ 800.000 sind von der Gewahrung eines Fixkostenzuschusses
800.000 ausgeschlossen:

,Unternehmen, die zum 31. Dezember 2019 mehr als 250 Mitarbeiter gemessen in
Vollzeitdquivalenten beschdiftigt haben und die im Betrachtungszeitraum mehr als 3% der
Mitarbeiter gekiindigt haben, statt Kurzarbeit in Anspruch zu nehmen. [...]“

Gemal Punkt 6.2.1. der RL FKZ 800.000 hatte sich der Forderungswerber im Antrag zu
verpflichten, ,,auf die Erhaltung der Arbeitsplétze in seinem Unternehmen besonders Bedacht
zu nehmen und zumutbare Mafnahmen zu setzen, um Umsditze zu erzielen und die
Arbeitsplitze, zum Beispiel mittels Kurzarbeit, zu erhalten”.

Die FAQ zum Fixkostenzuschuss 800.000 (in weiterer Folge nur: die FAQ) enthalten
diesbezliglich — auch schon in der Fassung zum Zeitpunkt der Antragstellung fiir die 1. Tranche
— folgende Fragen und Antworten:

»B.11.24. Welche Personalaufwendungen sind férderbar?

Fiir die Ermittlung des FKZ 800.000 sind Personalaufwendungen, die ausschlieflich fiir die
Bearbeitung von krisenbedingten Stornierungen und Umbuchungen anfallen, anzusetzen.
Dariiber hinaus kénnen Personalaufwendungen, die unabhdngig von der Auslastung anfallen,
in dem Ausmap, in dem sie unbedingt erforderlich sind, um einen Mindestbetrieb zu
gewdhrleisten und eine voriibergehende SchliefSung des Unternehmens zu vermeiden,
angesetzt werden, wenn das Unternehmen in den gewdhlten Betrachtungszeitrdumen fiir

Kunden tatsdichlich gedffnet ist.
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B.II.25. Was sind Personalaufwendungen, die unabhéingig von der Auslastung anfallen und
unbedingt erforderlich sind, um einen Mindestbetrieb zu gewdihrleisten und eine
voriibergehende Schliefung des Unternehmens zu vermeiden?

Als Mindestbetrieb wird die Erfiillung des Geschdftszwecks des Unternehmens bei Aufrecht-
erhaltung des fiir die brancheniiblichen Kernaufgaben des Betriebes notwendigen Leistungs-
angebots bezeichnet, obwohl die betriebswirtschaftliche Situation eine Betriebséffnung nicht
rechtfertigt. Jene Personalaufwendungen, die zur Aufrechterhaltung dieses Leistungsangebots
unabhdingig von der Auslastung zwangsléufig anfallen und auch zeitlich nicht reduziert werden
kénnen, gelten als unbedingt erforderlich. Lohnnebenkosten sind nicht vom Begriff der
Personalaufwendungen umfasst. Staatliche Zuschiisse im Zusammenhang mit Kurzarbeit sind in
Abzug zu bringen, insoweit sie den geltend gemachten Fixkosten zuzuordnen sind.”

Die Antwort zu Punkt B.II.25 der FAQ wurde in weiterer Folge mehrfach ergdanzt bzw. gedndert
und lautet in der nunmehr endgultigen Fassung, welche im Zeitpunkt der Antragstellung fir die
2. Tranche bereits vorlag (Neuerungen gegeniiber der Fassung im Zeitpunkt der Antragstellung
flr die 1. Tranche hervorgehoben):

»Als Mindestbetrieb wird die Erfiillung des Geschdiftszwecks des Unternehmens bei Aufrecht-
erhaltung des fiir die brancheniiblichen Kernaufgaben des Betriebes notwendigen Leistungs-
angebots bezeichnet, obwohl die betriebswirtschaftliche Situation eine Betriebséffnung nicht
rechtfertigt. Bei ,Normalbetrieb’ (,Normalbetrieb’ist auf die Anzahl der aktiven Mitarbeiter
bzw. das Ausmaf3 der Aktivitdt der Mitarbeiter zu beziehen) oder aufSerhalb einer deutlichen
Verlustsituation ist eine Geltendmachung von Personalaufwendungen als ,Personal -
aufwendungen fiir die Gewdhrleistung eines Mindestbetriebs’ und somit als Fixkosten von
vorneherein ausgeschlossen. Rechtfertigt die betriebswirtschaftliche Situation eine
Betriebsoffnung eigentlich nicht, kénnen — sofern das Unternehmen dennoch fiir Kunden
gedffnet ist — Personalaufwendungen, die zur Aufrechterhaltung des fiir die branchen-
iiblichen Kernaufgaben des Betriebes notwendigen Leistungsangebots unabhéngig von der
Auslastung zwangsléiufig anfallen und auch zeitlich nicht reduziert werden kénnen, geltend
gemacht werden. Lohnnebenkosten sind nicht vom Begriff der Personalaufwendungen
umfasst. Staatliche Zuschiisse im Zusammenhang mit Kurzarbeit sind in Abzug zu bringen,

insoweit sie den geltend gemachten Fixkosten zuzuordnen sind.”

4.4. Zu den Personalkosten fiir den ,,Mindestbetrieb”

Nach Punkt 4.1.1. (m) der RL FKZ 800.000 sind Personalkosten nur unter folgenden
Voraussetzungen forderbar:

a) Sie sind unabhdngig von der Auslastung angefallen;
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b) sie waren unbedingt erforderlich, um einen Mindestbetrieb zu gewahrleisten und eine
voriibergehende SchlieRung des Unternehmens zu vermeiden;

¢) das Unternehmen war im Betrachtungszeitraum fiir Kunden tatsachlich geoffnet;
d) es handelt sich nicht um Lohnnebenkosten;
e) staatliche Zuschlsse im Zusammenhang mit Kurzarbeit sind in Abzug zu bringen.

Dass die Kriterien c) bis e) erfiillt sind, ist im vorliegenden Fall unstrittig. Die Kriterien a) und b)
bediirfen jedoch naherer Betrachtung, wobei im gegenstandlichen Verfahren insbesondere der
Inhalt des Begriffes ,Mindestbetrieb” strittig ist.

Eine nahere Definition des Begriffes ,,Mindestbetrieb” ist der RL FKZ 800.000 nicht zu
entnehmen; der Begriffsinhalt kann auch nicht durch Rickgriffe auf andere Gesetzes- oder
Verordnungsbestimmungen ndher determiniert werden, da dieser Begriff der dsterreichischen
Rechtsordnung ansonsten fremd ist. Die Verwendung solcher unbestimmter Begriffe ist jedoch
zuldssig, solange die Norm insgesamt einer Auslegung zuganglich und ihr Inhalt auch fir den
Rechtsunterworfenen bestimmbar bleibt (Muzak, B-VG® Art 18 Rz 8).

Bei der Auslegung von generellen Normen istin erster Linie von der Wortinterpretation in
Verbindung mit der grammatikalischen und der systematischen Auslegung auszugehen. Nur
wenn sich aus der Wortinterpretation keine Anhaltspunkte ergeben, also der Wortlaut des
Gesetzes unklar bleibt, kann zur Auslegung der gesetzlichen Bestimmung auf die Materialien
(bzw. im Falle der gegenstandlichen Forderrichtlinie auf die FAQ) zurlickgegriffen werden.
Innerhalb des durch den duBerst moglichen Wortsinn abgesteckten Rahmens ist nach der
Bedeutung eines Ausdrucks im allgemeinen Sprachgebrauch oder dem des Gesetzgebers und in
seinem Zusammenhang innerhalb der getroffenen Regelung zu fragen. Worte und Satze
konnen jeweils verschiedene Bedeutung haben, je nachdem, in welchem Zusammenhang sie
verwendet werden. Aus dem Gesamtzusammenhang einer Regelung ergibt sich haufig, welche
der moglichen Wortsinndeutungen zu wahlen ist (VWGH 24.1.2025, Ra 2024/07/0014). Die
Bindung der Verwaltung nach Art. 18 B-VG bewirkt einen Vorrang des Wortlautes einer
Bestimmung vor etwaigen Erlduterungen zur Regierungsvorlage oder ahnlichen Auslegungs-
behelfen wie den FAQ (vgl. etwa auch VWGH 20.3.2025, Ro 2022/01/0010). Generell ist bei
korrigierenden Auslegungsmethoden nach Ansicht des Verwaltungsgerichtshofes , dufSerste
Zuriickhaltung” angebracht (VWGH 25.2.1994, 93/12/0203; 23.2.2001, 98/06/0240; 3.10.2018,
Ro 2018/12/0014).

Unter einem Mindestbetrieb kann nach dem allgemeinen Wortsinn im Gesamtzusammenhang
der Regelung ein Unternehmen verstanden werden, das im kleinsten noch sinnvollen bzw.
notwendigen Umfang betrieben wird. Dem Begriff ,Mindestbetrieb” ist eine Unterscheidung
vom Normalbetrieb —konkret eine Verringerung des Umfangs im Vergleich zu diesem —
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inhdrent. Dass der Mindestbetrieb vom Normalbetrieb zu unterscheiden ist, ergibt sich somit
nicht erst aufgrund der Erlduterungen in den FAQ, sondern bereits unmittelbar durch
Wortinterpretation des Begriffes ,Mindestbetrieb” (vgl. BFG 2.4.2026, RV/2100134/2025). Die
endglltige Fassung der Antwort zu Punkt B.II.25 der FAQ ist insoweit nur klarstellender Natur.

Nicht gefolgt werden kann allerdings den Ausfiihrungen der belangten Behdrde sowie den
diesbeziiglichen Erlauterungen in den FAQ, dass es bei der Unterscheidung zwischen Mindest-
und Normalbetrieb auf den Mitarbeiterstand (die Anzahl der beschéaftigten Arbeitnehmer)
ankomme. Die von der Behorde geforderte , deutliche Reduktion” des Mitarbeiterstandes
wirde bei Unternehmen mit einer hinreichend groBen Anzahl an Mitarbeitern gemaf} Punkt
3.2.4. der RL FKZ 800.000 einen vollstandigen Ausschluss von der Gewahrung des FKZ 800.000
bewirken. Ferner hatte sich jeder Forderungswerber gemafd Punkt 6.2.1. der RL FKZ 800.000 zu
verpflichten, ,,auf die Erhaltung der Arbeitspléitze in seinem Unternehmen besonders Bedacht
zu nehmen und zumutbare Mafinahmen zu setzen, um Umsditze zu erzielen und die
Arbeitspldtze, zum Beispiel mittels Kurzarbeit, zu erhalten”. Die bfP hat zwar nicht derart viele
Arbeitnehmer, dass Punkt 3.2.4. der RL FKZ 800.000 bei ihr einschlagig ware. Allerdings kann
die ,deutliche Reduktion” des Mitarbeiterstandes aufgrund dieser Bestimmung sowie des in
Punkt 6.2.1. der RL FKZ 800.000 zum Ausdruck kommenden Foérderungsziels der Erhaltung von
Arbeitsplatzen kein Tatbestandsmerkmal des ,, Mindestbetriebes” sein und folglich auch nicht
von Unternehmen verlangt werden, welche die MindestgroBe gemal Punkt 3.2.4. der RL FKZ
800.000 nicht erreichen.

Stattdessen muss eine (deutliche) Reduktion des AusmaRes der Aktivitdt der Mitarbeiter fiir
die Annahme eines ,,Mindestbetriebes” geniigen, wobei die RL FKZ 800.000 an mehreren
Stellen zum Ausdruck bringt, dass dieses Ziel (beispielsweise) mittels Kurzarbeit erreicht
werden kann.

Laut den FAQ musse fir die Gewahrung der Férderung von Personalkosten fiir den
Mindestbetrieb auBerdem eine , deutlichen Verlustsituation” vorliegen und diirfe die
betriebswirtschaftliche Situation eine Betriebs6ffnung eigentlich nicht rechtfertigen. Diese
Kriterien sind nach Ansicht des Gerichtes durch die Wortinterpretation des Punktes 4.1.1. (m)
der RL FKZ 800.000 (auch im systematischen Zusammenhang) nicht mehr gedeckt und gehen in
Wabhrheit (ber die in Punkt 4.1.1. (m) der RL FKZ 800.000 genannten Kriterien hinaus.
Insbesondere ist die Gewahrung eines Fixkostenzuschusses 800.000 auch ansonsten nicht
davon abhédngig, ob der Férderungswerber im Betrachtungszeitraum Gewinne oder Verluste
erzielt hat; es genlgt vielmehr im Wesentlichen bereits das Vorliegen eines Umsatzausfalls und
die Setzung von einnahmen- und ausgabenseitigen schadensmindernde Maflhahmen zur
Reduktion der forderungswirdigen Fixkosten. Dass die Erzielung von Gewinnen ansich nicht
schadlich ist, ergibt sich auch implizit aus Punkt 6.2.2. der RL FKZ 800.000, der nicht das

Erzielen von Gewinnen ansich, sondern deren Ausschittung verbietet bzw. beschrankt.
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Abgesehen davon, dass die belangte Behorde das Vorliegen einer deutlichen Verlustsituation
zuletzt (in der Beschwerdevorentscheidung vom 27.8.2025, auf welche sie im Vorlagebericht
vom 28.10.2025 im Wesentlichen verweist) nicht mehr bestritten hat und zur betriebs-
wirtschaftlichen Rechtfertigung ebendort nur noch unsubstantiiert ausfiihrte, dass diese trotz
der von der bfP Gbermittelten Deckungsbeitragsrechnung ,zweifelhaft scheint”, sind diese
Kriterien nach Ansicht des Gerichtes ohnehin nicht relevant, weil sich vom rechtsverbindlichen
Text der RL FKZ 800.000 nicht mehr gedeckt sind und das Gericht die FAQ nicht als rechts-
verbindlich erachtet (siehe Abschnitt 4.2. dieses Erkenntnisses).

Vor dem Hintergrund der vorstehenden Ausfiihrungen, wonach ein ,,Mindestbetrieb” vom
Normalbetrieb — insbesondere durch eine (deutliche) Reduktion des AusmaRes der Aktivitat
der Mitarbeiter unterschieden werden muss, kann das Gericht bei der bfP in den Monaten
September und Oktober 2020 sowie Mai und Juni 2021 keinen Mindestbetrieb erkennen, da
die tatsachlich geleisteten Arbeitsstunden in diesen Monaten nur unwesentlich (um weniger
als 10 %) von den tatsachlich geleisteten Arbeitsstunden in den jeweiligen Monaten des
Vergleichszeitraums —des Jahres 2019 — abweichen. Fir diese Monate steht der bfP daher
keine Forderung der Personalaufwendungen im Rahmen des Fixkostenzuschusses 800.000 zu,
weil das Kriterium des ,,Mindestbetriebes” gemal Punkt 4.1.1. (m) der RL FKZ 800.000 nicht
erfillt ist.

In den Monaten Janner bis Marz 2021 lag jedoch nach der vorstehenden Definition eindeutig
ein Mindestbetrieb vor, da die tatsachlich geleisteten Arbeitsstunden in diesen Monaten nur
ca. 10 bis 15 % der tatsachlich geleisteten Arbeitsstunden in den jeweiligen Monaten des
Vergleichszeitraums entsprechen.

Wenn ein Mindestbetrieb gemaR Punkt 4.1.1. (m) der RL FKZ 800.000 nur in einem Teil des
gesamten von der bfP gewahlten Betrachtungszeitraumes vorliegt, konnen die diesem Teil des
Betrachtungszeitraumes zuzurechnenden Personalaufwendungen fiir den Mindestbetrieb nach
Ansicht des Gerichtes geférdert werden. Der RL FKZ 800.000 ist namlich nicht zu entnehmen,
dass die Voraussetzungen fiir einen Mindestbetrieb im ganzen gewahlten Betrachtungs-

zeitraum vorliegen missen, um in den Genuss der Forderung zu kommen.

Allerdings ist hinsichtlich dieser Aufwendungen noch zu klaren, ob auch das eingangs genannte
Kriterium a) — dass sie unabhangig von der Auslastung angefallen sind — erfillt ist. Die Anzahl
der in den Monaten Janner bis Marz 2021 geleisteten tatsachlichen Arbeitsstunden entspricht
unter der Annahme, dass ein Vollzeitaquivalent 173 Stunden im Monat entspricht, rund 3
Vollzeitaquivalenten im Janner 2021 und rund 1,75 Vollzeitaquivalenten im Marz 2021. Es ist
fiir das Gericht nicht ersichtlich, dass diese geringe tatsachliche Arbeitsleistung liber das
absolut fur die Aufrechterhaltung des Betriebes erforderliche Mindestmal hinausgeht, wenn
man bedenkt, dass das Unternehmen auch in diesem Zeitraum unstrittig fiir Kunden gedffnet

war und somit neben den ohnehin stets erforderlichen Verwaltungsaufgaben auch das
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Ladengeschaft betreiben musste. Dies lasst fiir das Gericht nur den Schluss zu, dass die geltend
gemachten Personalaufwendungen in diesem Zeitraum unabhadngig von der Auslastung
angefallen sind, da sie auch bei einer Auslastung von Null (also wenn in diesem Zeitraum kein
einziger Umsatz erzielt worden ware) nicht weiter reduziert werden hatten kdnnen.

Die von der bfP geltend gemachten Personalaufwendungen fir Janner und Marz 2021 (far
Februar 2021 wurden keine solchen Aufwendungen geltend gemacht) sind daher nach Ansicht
des Gerichtes forderbar geméaR Punkt 4.1.1. (m) der RL FKZ 800.000.

4.5. Berechnung

Der Betrag, welcher der bfP aufgrund des verwirklichten Sachverhalts und der fiir den Forder-
vertrag maRgeblichen Verordnung zugestanden ware, betrdgt 329.338,33 € (statt 280.694,50 €
laut angefochtenem Bescheid), weshalb der Differenzbetrag gemaR § 14 Abs. 2 Z 1 COFAG-
NoAG 180.021,07 € betragt (statt 228.664,90 € laut angefochtenem Bescheid). Daher war der

angefochtene Bescheid spruchgemald abzuandern.

Der zustehende Betrag gemaR § 14 Abs. 2 Z 1 COFAG-NoAG errechnet sich dabei wie folgt:

Forderbare Personalkosten Janner 2021 18.953,28 €
Forderbare Personalkosten Marz 2021 45.432,17 €
Unstrittige sonstige Fixkosten 371.682,33 €

Summe der forderungsrelevanten Fixkosten | 436.067,78 €

Ausmal’ des Umsatzausfalls (nicht strittig) ca. 75,52 %
exakt: 1 -(933.836,52/3.815.404,57)

Zustehender Betrag 329.338,33 €

Der Riickerstattungsanspruch gemaf § 14 Abs. 2 COFAG-NoAG errechnet sich daher wie folgt:

Auszahlungsbetrag 509.359,40 €
zustehender Betrag 329.338,33 €
Differenzbetrag 180.021,07 €
darauf an die COFAG geleistet 0,00 €
darauf an den Bund geleistet 0,00 €
riickzuerstattender Betrag 180.021,07 €
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Die geringfligige Abweichung gegeniber dem den Parteien mit Schreiben vom 6.5.2026
bekanntgegebenen Berechnungsergebnis, zu welchem beide Parteien keine Stellungnahme

abgaben, ist ausschlieRlich auf Rundungsdifferenzen zurilickzufiihren.

4.6. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Da sowohl zu den Grundsatzfragen (Abschnitt 4.2.) als auch zur Auslegung von Punkt 4.1.1. (m)
der RL FKZ 800.000, insbesondere zum Begriff des Mindestbetriebes (Abschnitt 4.4.), noch
keine Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vorliegt, war die Revision gegen dieses
Erkenntnis zuzulassen.

Innsbruck, am 12. Juni 2026

16 von 16



	Entscheidungsgründe
	1. Verfahrensgang und Parteienvorbringen
	2. Sachverhalt
	3. Beweiswürdigung
	4. Rechtliche Beurteilung
	4.1. Keine verfassungsrechtlichen Bedenken gegen das COFAG-NoAG
	4.2. Grundsätzliches zum Rückerstattungsanspruch
	4.3. Einschlägige Förderrichtlinie und FAQ
	4.4. Zu den Personalkosten für den „Mindestbetrieb“
	4.5. Berechnung
	4.6. Zu Spruchpunkt II. (Revision)



